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In den Ausschuss für Integration Europa und Internationale Kooperation 

 

 

 
Hannover, den 08.02.2021 

 

Haushaltsplan 2021/2022 

 

Ergebnishaushalt 

Änderungsantrag gemäß § 12 der GO des Rates der LHH zur DS 2384/2020 

Teilhaushalt: TH50 

Produkt: 11137 lfd. Nr. 21 

 

Die AfD-Ratsfraktion beantragt, die Zuwendungen für den Caritas Hannover 

e.V.  für das Vorhaben/Projekt „OSIRO – Beratung und Betreuung von 

osteuropäischen Armutsflüchtlingen, Volksgruppe der Sinti und Roma“ wie 

folgt zu kürzen: 

 

  2021 2022 

    

Der Ansatz in Höhe von:  31.432 € 31.564 € 

    

wird um  31.432 € 31.564 € 

    

auf insgesamt  0 € 0 € 

    

   abgesenkt. 
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Begründung: 
 

Das Projektziel, nämlich die Beratung und Betreuung von osteuropäischen Armutsflüchtlingen, ist 

aus Sicht der AfD-Fraktion als sehr fragwürdig zu bewerten. Die Gruppe der osteuropäischen 

Armutsflüchtlinge hat einen erheblichen Anteil an der Obdachlosigkeit in Hannover, obwohl diese 

Gruppe in der Regel über keinerlei Aufenthaltsrecht verfügt und sich damit illegal im Stadtgebiet 

aufhält. Anstatt Beratungs- und Betreuungsangebote zu finanzieren, sollte die Stadtverwaltung 

sich stärker darauf fokussieren, Recht und Gesetz durchzusetzen und bei bestehender rechtlicher 

Möglichkeit die betroffenen Personen unverzüglich in ihre Heimatländer zurückzuführen. 

 

Außerdem werden die kirchlichen Verbände durch die Kirchensteuer schon zur Genüge gefördert. 

Allein die Römisch-katholische Kirche kann auf jährliche Kirchensteuereinnahmen von über 6 

Mrd. Euro zurückgreifen. Hiervon muss es möglich sein, das o.g. Projekt zu finanzieren, ohne dass 

es weiterer Steuergelder aus der Stadtkasse bedarf. Es ist dem Bürger nicht zuzumuten, aus 

städtischen Mitteln kirchliche Institutionen gleich mehrfach zu fördern. Die kirchlichen Verbände 

sind angehalten, so zu wirtschaften, dass keine zusätzlichen Geldmittel der Stadt Hannover 

benötigt werden. Daher beantragen wir, die weitere Förderung durch Steuergelder in Gänze 

einzustellen. 

 

Mit freundlichem Gruß 

 

 
 

Sören Hauptstein 

Beigeordneter und Fraktionsvorsitzender im Rat der LHH 


